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ZEITGESPRÄCH
Die Erwartungen 
an die neue Bundesregierung
Die Bundestagswahlen haben das alte rot grüne Regierungsbündnis bestätigt. Was er-
warten die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer von der neuen Bundesregierung? Dr. Dieter 
Hundt von der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und Michael Som-
mer vom Deutschen Gewerkschaftsbund äußern ihre Vorstellungen.
E
ine optimistische Prognose 
für die Politik der nächsten 
vier Jahre scheint zu Beginn der 
neuen Legislaturperiode sehr ge-
wagt. Steigende Beiträge in den 
sozialen Sicherungs  syste  men, 
der verkrustete Arbeitsmarkt mit 
der Folge einer weiterhin sehr 
hohen Arbeitslosigkeit und die 
zu nicht geringen Teilen hausge-
machte wirtschaftliche Krise sind 
eine schwere Hy  pothek, die auf 
der deutschen Wirtschaft lastet. 
Der rot-grüne Koalitionsvertrag, die 
Regie  rungserklärung des Bundes-
kanzlers und die Diskussionen über 
einzelne Gesetzesvorhaben geben 
wenig Anlass, hoffnungsvolle Töne 
anzustimmen. Die Bundesregie-
rung reagiert nicht angemessen 
auf diese Probleme. Im Gegenteil: 
Wer Antworten der Bundesregie-
rung auf die drängendsten sozial-, 
wirtschafts- und ﬁ  nanzpolitischen 
Fragen sucht, wird auch bei gründli-
chem Studium nicht fündig. 
Viele Schwächen beim 
Hartz-Konzept
Es fehlt ein überzeugendes und 
in sich geschlossenes Konzept für 
eine klare Wachstums- und Be-
schäftigungspolitik. Umfassende 
Strukturreformen lassen auf sich 
warten. Die Hartz-Vorschläge sind 
dafür kein Ersatz, und die geplan-
te gesetzgeberische Umsetzung 
verwäs  sert dieses unzureichende 
Konzept noch weiter. Fast alle 
beschäftigungsfeindlichen Fehlan-
reize wurden nicht angefasst. Das 
Leistungsrecht von Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe wird 
nicht ausreichend reformiert. Es 
gibt keine Begrenzung der Leis-
tungsdauer, und die Lohnersatz-
leistungen werden nicht auf den 
schnellstmöglichen Übergang in 
eine Beschäfti  gung ausgerichtet.
Einige Empfehlungen der Hartz-
Kommission gehen trotz dieser 
Mängel in die richtige Rich  tung. So 
wird die Erweiterung der Möglich-
keit befristeter Arbeitsverhältnisse 
für Arbeitneh  mer ab 50 Jahren fak-
tisch das Beschäftigungshemmnis 
des Kündigungsschutzes entschär-
fen. Positiv ist zudem die zügige-
re und bessere Vermittlung von 
Arbeitslosen. Die Zeitarbeit muss 
von Bürokratie befreit werden. Wir 
benötigen auch unbürokratische 
Mini-Jobs mit ab  gesenkten Ab-
gaben.
Neben diesem gedämpften 
Licht gibt es aber leider sehr viel 
Schatten:
•  Der „Job-Floater“ ist de facto 
nichts anderes als eine Lohnsub-
vention.
•  Die staatlich subventionier    ten 
Personal-Service-Agenturen wer-
den, wenn sie tatsäch  lich in 
Hartzsche Dimensionen wach-
sen, den funktionierenden Markt 
privater Zeitar  beit ins Abseits 
drängen. 
•  Mit dem so genannten „Brü-
ckengeld“ wird der Vorruhestand 
erneut subventioniert, ob  wohl 
diese Programme in der Vergan-
genheit alle gescheitert sind. 
•  Die Idee, die hinter der „Ich-
AG“ steht, ist ebenso richtig 
wie ihre Umsetzung durch Sub-
ventionierung falsch. Vormals 
Arbeitslose sollen für einen Zeit-
raum von drei Jah  ren und bis zu 
einem Einkommen von 25 000 
Euro im Jahr nur eine Pauschal-
steuer von 10% zahlen. 
•  Solche Subventionen bedeu-
ten wiederum neue Bürokratie. 
Bezahlen müssen das all jene, 
die unter regulären Bedingun-
gen eine selbständige Existenz 
aufbauen. So wird nicht die viel 
beschworene Kultur der Selb-
ständigkeit gefördert, sondern 
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die Subven  tions- und Mitnah-
mekultur, unter der wir ohnehin 
schon kräftig leiden.
Zeitarbeit: Vernichtung von 
Arbeitsplätzen 
Von einer Umsetzung der Vor-
schläge der Hartz-Kommission zur 
Deregulierung der Zeitarbeit kann 
keine Rede sein. Die von der Koa-
lition geplanten Neuregelungen zur 
Zeitarbeit werden Zehntausende 
von Arbeitsplätzen vor allem für Ge-
ringqualiﬁ   zierte vernichten. Wenn
Zeitar  beitsﬁ   rmen künftig bereits 
ab dem ersten Tag das volle Ent-
gelt der Einsatzbetriebe der Zeit-
arbeitnehmer bezahlen müssen, 
legt die Koalition die Axt an die 
gewachsenen Strukturen dieser 
Branche. 
Der von der Bundesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf führt 
nicht nur zu deutlich steigenden 
Kosten für die Verleiher und die Ein-
satzbetriebe, sondern verursacht 
darüber hinaus einen beträchtli-
chen Zuwachs an Bürokratie für 
die Unternehmen und die Bundes-
anstalt für Arbeit, da künftig jeder 
Einsatz der derzeit rund 300 000
Zeitarbeitnehmer in Deutschland 
mit Angaben zu Lohn- und Ar-
beitsbedingungen versehen und 
kontrolliert werden muss. Die Auf-
hebung der derzeit geltenden bü-
rokratischen Beschränkungen der 
Zeitarbeit wird dadurch Makulatur.
Wie die Koalition mit diesen 
Plänen 500 000 zusätzliche Ar-
beitsplätze in der Zeitarbeit schaf-
fen will, bleibt ihr Geheimnis. Das 
Gegenteil wird eintreten: Gerade 
Geringqualiﬁ   zierte, die heute in 
großer Zahl in Zeitarbeitsﬁ  rmen 
beschäftigt werden oder über die 
Zeitarbeit den Weg zurück in den 
Arbeitsmarkt ﬁ  nden,  werden  auf 
der Strecke bleiben. Zeitarbeit wird 
damit auf den Kreis der qualiﬁ  zier-
ten Fachkräfte zurückgedrängt. 
Insbesondere für den Mittelstand 
bedeuten die Vorschläge der Ko-




Bedauerlich ist auch, dass es 
die Kommission versäumt hat, eine 
wirkliche Reform für die Bundes-
anstalt für Arbeit aufzuzeigen. Die 
Arbeitgeber fordern seit langem 
eine Konzentra  tion auf die Kern-
aufgaben einer Arbeitslosenver-
sicherung. Die Auszahlung des 
Kindergel  des, die Bekämpfung 
der illegalen Beschäftigung und 
die Administration einer gewalti-
gen sozial- und strukturpolitischen 
Förderkulisse gehören nicht dazu. 
Eine Entlastung von diesen Aufga-
ben ist dringend notwendig, nicht 
nur um die BA handlungsfähiger 
zu machen, sondern auch um den 
Beitragssatz zur Arbeitslosen-
versicherung zu senken. Mit der 
Erhöhung der Beitragsbemes-
sungsgrenze wird weiteres Geld 
in das System gepumpt, und die 
notwendige Reform noch einmal 
hinausgezögert. 
Wer den Arbeitsmarkt wirklich 
aus dem Tal führen will, darf vor 
tief greifenden - auch unpo  pulären 
- Reformen nicht zurückschrecken. 
Die neue Arbeitsmarktverfassung, 
die wir benöti  gen, muss bei den 
strukturellen Ursachen der Arbeits-
losigkeit, den Fehlanreizen und der 
Bürokratie ansetzen. Die bedeutet:
•  eine Reduzierung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes auf 
maximal zwölf Monate, 
•  die Zusammenlegung der Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe, 
•  die Abschaffung verfehlter Pro-
gramme wie ABM und betriebs-
ferner Weiterbildung, 
•  die Stärkung der privaten Ar-
beitsvermittlung und eine Kon-
zentration der Bundesan  stalt für 
Arbeit auf ihre Kernaufgabe als 
Arbeitslosenversicherung mit 
deutlich sinken  den Beiträgen, 
• ein ökonomisch sinnvolles Kom-
bi-Einkommen, wie es die BDA 
vorgeschlagen hat - Lohnergän-
zung statt Lohnersatz.
Neue Regulierungen beim 
Arbeitsrecht
Wer von der Koalitionsverein-
barung richtungweisende Schritte 
für die dringend erforderliche Ver-
einfachung und Entrümpelung des 
Arbeitsrechts erwartet hat, wird auf 
der ganzen Linie enttäuscht. Neue 
Regulierungen lassen Schlim-
mes erwarten. Auch hier wurden 
zu Beginn der Legislaturperiode 
Chancen zu Reformen vertan: 
Weder im Kündigungsschutz 
noch bei der erforderlichen Klar-
stellung des Günstigkeitsprinzips 
zur Legalisierung betrieblicher 
Bündnisse für Arbeit noch bei der 
Betriebsverfassung oder im Teil-
zeit- und Befristungsrecht wurden 
durch sinnvolle Reformen positive 
beschäftigungspolitische Akzente 
gesetzt. Das Arbeitsrecht ist und 
bleibt damit weiter ein riesiger 
Bremsklotz für neue und dauerhaf-
te Be  schäftigung.
Zur Stärkung des Tarifvertrages 
reicht es nicht aus, die Flexibilität 
und Zukunftsfähigkeit der Tarif-
verträge zu beschwören, wie dies 
in der Koalitionsvereinbarung ge  
schieht. Gefordert ist vielmehr 
ein aktives Herangehen an die 
drängenden Probleme. So muss 
im Tarifvertrags  recht endlich eine 
Klarstellung des so genannten 
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Günstigkeitsprinzips dahinge-
hend erfolgen, dass betriebliche 
Bündnisse für Arbeit rechtssicher 
gewährleistet sind. 
Die deutsche Wirt  schaft hat 
längst einen Lösungsvorschlag 
unterbreitet und bereits im Bünd-
nis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit eingebracht. 
Hiernach sollten tarifabweichen-
de Abre  den zur Sicherung oder 
Schaffung von Arbeitsplätzen dann 
als günstiger gewertet werden, 
wenn sie zwischen dem Arbeit-
geber und den Arbeitnehmern 
vereinbart sind und der Be  triebsrat 
oder eine qualiﬁ  zierte  Mehrheit 
der Belegschaft dem zugestimmt 
haben. Eine solche Klarstellung 
sichert die notwendige Flexibilität, 
ohne den gebotenen Tarifvorbe-




In der Sozialpolitik leistet die 
Bundesregierung endgültig den 
Offenbarungseid. Schon kurz 
nach der Wahl steigen die Beiträge 
weiter auf der nach oben offenen 
„Sozialversicherungs  beitrags-Ska-
la“. Statt die dringend notwendi-
gen Strukturreformen anzugehen, 
wird eine von Kurzsichtigkeit ge-
kennzeichnete Politik fortgesetzt. 
Die Zwangsabgaben der Versi-
cherten und die Lohnzusatzkosten 
der Betriebe werden weiter in die 
Höhe getrieben. Das bremst nicht 
nur die schon schwache Konjunk-
tur, sondern blockiert den unﬂ  e-
xiblen Arbeitsmarkt zusätzlich. Die 
Erschließung immer neuer Geld-
quellen, noch mehr Zwang und 
Bevormun  dung sowie zusätzlichen 
Belastungen für kommende Gene-
rationen sind keine Sozialpolitik für 
die Zukunft.
Durch die Erhöhung des Renten-
versicherungsbeitragssatzes von 
19,1 auf 19,5% und die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze 
auf 5100 Euro monatlich werden 
die Arbeit  geber und Versicherten 
um mehr als 5 Mrd. Euro jährlich 
zusätzlich belastet. Die Bundesre-
gierung wirtschaftet damit auf 
Kosten künftiger Beitragszahler, 
welche die aufgrund der hö  heren 
Beitragsbemessungsgrenze ent-
stehenden zusätzlichen Renten-
leistungen ﬁ  nanzieren  müssen. 
Die Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze konterkariert zudem 
die richtige Weichenstellung der 
„Riesterreform“, die auf den Aus-
bau der kapitalgedeckten Altersvor-
sorge zielt. Der Bundesregierung, 
die Mitte 2001 für Anfang 2003 
noch eine Senkung des Beitrags-
satzes auf 18,7% zugesagt hat, 
scheint die Rentenversicherung 
vollends zu entgleiten. 
Auch im Bereich der gesetzli-
chen Krankenversicherung muss 
sich die Bundesregierung von 
dem Gedanken verabschieden, 
die Probleme allein durch weitere 
Flickschusterei lösen zu können. 
Die alte Politik   eine Mischung 
aus konzeptionslosen Einzelge-
setzen und staatli  chem Dirigismus 
  wird mit der Heraufsetzung der 
monatlichen Versicherungspﬂ  icht 
grenze in der Kranken- und 
Pﬂ   egeversicherung sowie dem 
Arzneisparpaket fortgesetzt. Es 
droht ein Teufelskreis aus höheren 
Beitragssätzen, Arbeitsplatzabbau 
und Wegbrechen der Finanzie-
rungsgrundlagen. 
Wenn die gesetzliche Kranken-
versicherung gegenüber den pri-
vaten Versicherungsunter  nehmen 
nicht mehr wettbewerbsfähig ist, 
darf sie nicht durch noch höhere 
Schutz  zäune zu  sätzlich abgerie-
gelt werden, sondern muss über 
durchgreifende Strukturreformen 
wieder wettbewerbsfähig gemacht 
werden. Das Ziel, den Beitragssatz 
wieder auf unter 12% zu senken 
und auf diesem Niveau dauerhaft 
zu stabilisieren, ist ohne Ein-
schränkung der ge  sundheitlichen 
Versorgung der Bevölkerung mög 
lich, wenn der Wettbewerb auf 
allen Ebenen des Gesundheitswe-
sens intensiviert wird. Dazu bedarf 
es einer Lockerung des Vertrags-
rechts, mehr Wahlrechten für die 
Versicherten und Möglichkeiten zur 
Angebotsdifferenzie  rung. Gleich 
zeitig sind die gesetzlichen Auf-
gabenkataloge auf medizinisch 




Die junge Generation muss 
ausbaden, was in den sozialen 
Sicherungssystemen an falschen
Weichenstellungen erfolgt. Doch
auch in der Bildungspolitik wird
sie um die besten Ausbil  dungs-
möglichkeiten gebracht. Mehr 
Zentralismus, wie sie die Bun-
desregierung in einigen Berei-
chen anstrebt, löst keines der 
gegenwärtigen Probleme. Erweiter-
te Bundeskompeten  zen benötigen 
wir weder für die dringend not-
wendige Stärkung des Bildungs-
auftrags der Kindergärten noch für 
die Absicherung unverzichtbarer 
bundesweiter Schulstandards. 
Die Länder können über Staats-
verträge die Standards und das 
Instrumentarium für ihre Siche  rung 
verbindlich festschreiben. Basie-
rend auf diesen Standards muss 
ein konkurrierender Föderalismus 
den Wettbewerb zur Qualitätsver-
besserung nutzen. Der Wettbewerb 
zwischen den Ländern besteht 
darin, eigene Lösungswege zu ent-
wickeln, besondere Schwerpunkte 
zu setzen und damit die Standards 
zu überbieten. Der angestrebte 
und von der BDA lange ge  forderte 
regelmäßige nationale Bildungsbe-
richt rechtfertigt erst recht keine 
Kompetenzverla  gerung: Wer soll Wirtschaftsdienst 2002 • 11 650
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die Daten zusammentragen, wenn 
nicht die Länder?
In die falsche Richtung geht 
auch die Vorgabe des rein quanti-
tativen und sozialpolitischen Ziels, 
„mindestens 40 Prozent eines 
Jahrgangs die Aufnahme eines 
Hochschulstudiums zu ermögli-
chen“. Solche ideologisch gepräg-
ten Zielvorstellungen, die bereits 
aus der Vergan  genheit bekannt 
sind, haben maßgeblich zur Bil-
dungsmisere und zur Absenkung 
der Quali  tätsstandards in Schulen 
und Hochschulen beigetragen, 
ohne das soziale Ungleichgewicht 
bei den Bildungschancen auch nur 
im Ansatz aufzulösen. 
Vor dem Hintergrund des Struk-
turwandels ist es im Grundsatz 
richtig, den Anteil des wissen-
schaftlich ausgebildeten Nach     
wuchses zu erhöhen. Dazu müs-
sen zunächst die Abbrecherquoten 
deutlich gesenkt und die Studien-
zeiten verkürzt werden. Vor allem 
hängt dies von der Qualität der 
Studienbewerber sowie der Quali-
tät und Art der Studiengänge und 
-abschlüsse ab. Wir brauchen mehr 
Stu  denten in Mangel-Fächern wie 
etwa den Naturwissenschaften. 
Die deutsche Wirtschaft macht 
sich für Studiengänge stark, die 
eine ebenso wissenschaftlich 
fundierte wie praxisorientierte 
Ausbildung gewährleisten. Blo-
ßer Etikettenschwindel durch 
Umbe    nennung bestehender Stu   
diengänge bringt nichts. Um 
die Studentenzahlen in natur-
wissenschaftlichen und techni-
schen Fächern zu erhöhen, ist ein 
ﬂ   ächendeckendes Angebot von 
Bachelor- und Master-Abschlüssen 
erforderlich. 
Schluss
Der Beginn der zweiten Amts-
periode von Rot-Grün war in vielen 
Politikfeldern ein Fehlstart, vor 
allem in der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik. Es muss sich etliches 
verbessern und einiger Ballast 
abgeworfen werden, damit die 
Wirtschaft wieder Fahrt aufnehmen 
kann. Die Bundes  regierung steht 
in der Pﬂ   icht, ihren Ideenschrank 
zu entrümpeln. Sie sollte gerade in 
der Ar  beitsmarkt-, Arbeitsrechts- 
und Sozialpolitik eine grundlegen-
de, nachhaltige Reformpolitik zum 
Wohle der heutigen Beitragszahler 
und Betriebe sowie zum Wohle 
der nachfolgenden Generation 
umsetzen.
Michael Sommer
Die Erwartungen der Gewerkschaften
D
ie Wählerinnen und Wähler 
haben am 22. September die 
rot-grüne Regierungsmehrheit be-
stätigt. In seiner Regierungserklä-
rung hat Bundeskanzler Gerhard 
Schröder die Zielsetzungen der 
Koalition deutlich gemacht: Es 
geht um den Auftrag, Gemeinsinn 
und Verantwortungsbereitschaft zu 
fördern, Solidität und Solidarität zu 
stärken. Wir nennen das sozial ge-
rechte Modernisierung. Zu diesem 
Projekt haben die Gewerkschaften 
kritische Begleitung und Unter-
stützung angeboten. Gleichzeitig 
erwarten wir von der neuen Bun-
desregierung, dass sie die not-
wendigen Reformen jetzt auf den 
Weg bringt, um den Sozialstaat 
leistungsfähig zu halten und seine 
Finanzierbarkeit gerecht zu orga-
nisieren. Konkrete Ziele müssen 
sein, die Reform des Arbeitsmark-
tes und der Abbau von Arbeitslo-
sigkeit, eine gerechte Steuer- und 
Finanzpolitik, eine große Bildungs-
reform und die Chancengleichheit 
von Frauen und Männern auf dem 
Arbeitsmarkt.
Ziel des DGB ist die entschie-
dene Bekämpfung von Arbeits-
losigkeit. Arbeit ist jedoch kein 
statistischer Wert. Sie ist die 
Lebensgrundlage der Menschen 
und eine wichtige Quelle für das 
Selbstwertgefühl in dieser Gesell-
schaft. Doch die Arbeitswelt be-
ﬁ  ndet sich in einem tiefgreifenden 
Wandel. Neue Arbeitsformen füh-
ren zu neuen Chancen, aber auch 
zu neuen Unsicherheiten. Deshalb 
müssen die Arbeitnehmerrechte 
und die solidarische Absicherung 
von Lebensrisiken weiterentwickelt 
werden. Soziale Sicherheit ist die 
grundlegende Voraussetzung für 
Flexibilität und Mobilität, Eigen-
verantwortung und Motivation 
der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. In seiner Gesamtheit 
begrüßt der DGB daher das von 
der Kommission „Moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt“ unter 
der Leitung von Peter Hartz vorge-
legte Konzept als einen Vorschlag 
für eine deutliche Verbesserung 
der Dienstleistungsqualität der 
Arbeitsämter. So kann ein not-
wendiger Beitrag zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit geleistet werden.
Konsens nutzen
Das einstimmige Votum der 
Hartz-Kommission eröffnet die 
Chance, den zwischen unter-Wirtschaftsdienst 2002 • 11 651
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schiedlichen Interessengruppen 
erreichten Konsens für eine große 
Gemeinschaftsanstrengung zu 
nutzen. Alle Beteiligten haben sich 
aufeinander zu bewegt und müs-
sen zu dem gefundenen Kompro-
miss stehen. Die Vorschläge der 
Hartz-Kommission sind insgesamt 
trotz Kritik und weitergehender 
Forderungen der Gewerkschaften 
in Einzelpunkten ein vielverspre-
chendes Zukunftskonzept, das 
über alle Interessenunterschiede 
hinweg gemeinsames Handeln 
möglich macht. 
Der DGB und seine Gewerk-
schaften stellen sich diesen He-
rausforderungen. Jetzt sind die 
Arbeitgeber gefordert, endlich die 
behaupteten 1,5 Millionen offenen 
Stellen den Arbeitsämtern zur 
Vermittlung zu melden, neue Ar-
beitsplätze zu schaffen und ihre im 
Bündnis für Arbeit zugesagte Aus-
bildungsplatzgarantie einzulösen. 
Das neue Leitbild der aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik mit einer 
ausgewogenen Balance des För-
derns und Forderns verspricht die 
rasche und nachhaltige Integration 
von Arbeitsuchenden und Arbeits-
losen in den regulären Arbeits-
markt. Das Prinzip des Förderns 
und Forderns muss allerdings 
gleichermaßen für Arbeitslose wie 
Betriebe und Verwaltungen gel-
ten. Es darf nicht einhergehen mit 
Leistungskürzungen für Arbeits-
lose und einer Diffamierung der 
Betroffenen. Die Gewerkschaften 
wenden sich auch weiterhin gegen 
Forderungen aus Unternehmerla-
ger und Politik nach einem weiteren 
Abbau von Arbeitnehmerrechten 
und Leistungsverschlechterungen. 
Die Erfahrungen zeigen, dass der 
neoliberale Weg in die Sackgasse 
führt. Wir begrüßen es daher, dass 
das Arbeitslosengeld nicht gekürzt 
wird und die Bezugsdauer des Ar-
beitslosengeldes für ältere Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
erhalten bleibt. Die Neuregelung 
des Arbeitslosengeld II darf nicht 
zu ﬁ  nanziellen Verschlechterungen 
oder Einschränkungen des Sozial-
versicherungsschutzes führen. 
Mit dem Ausbau der Arbeits-
ämter zu JobCentern wird eine 
ganzheitliche Beratung und Un-
terstützung eröffnet. Wir erwarten, 
dass nicht zuletzt erwerbsfähige 
Sozialhilfeempfängerinnen und So 
  zialhilfeempfänger wesentlich grö-
ßere Chancen zur Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt erhalten.
Die PersonalServiceAgentur 
(PSA) als „vermittlungsorientier-
te Integrationsﬁ   rma“ kann eine 
tragfähige Brücke in den ersten 
Arbeitsmarkt sein. Dabei muss 
sichergestellt werden, dass die 
Arbeitsbedingungen der PSA-Be-
schäftigen tariﬂ  ich geregelt und bei 
Einsatz im Entleihbetrieb dessen 
tariﬂ   iche bzw. branchenüblichen 
Bedingungen angewendet werden 
sowie unseriöser Wettbewerb zwi-
schen Verleihern verhindert wird. In 
vielen EU-Ländern ist dies bereits 
Praxis und entspricht dem vor-
liegenden EU-Richtlinienentwurf. 
Eine Novellierung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes ist so  
mit auch europapolitisch rich-
tungsweisend. 
Sowohl die Hartz-Kommission 
als auch die Bundesregierung 
haben das Ziel formuliert, allen 
Jugendlichen eine Ausbildung 
zu ermöglichen. Hier stehen die 
Arbeitgeber in der Pﬂ   icht: Es ist 
und bleibt ihre Aufgabe, eine aus-
reichende Zahl von Ausbildungs-
plätzen zur Verfügung zu stellen, 
so wie es auch im Bündnis für 
Arbeit zugesagt worden ist. Es darf 
nicht zum Rückzug der Betriebe 
aus der Verantwortung für die Be-
reitstellung und Finanzierung von 
123
M.Carlberg
An Economic Analysis 
of Monetary Union
This book explores the new economics of
monetary union.It carefully discusses the effects
of shocks and policies on output and prices.
2001.XV,255 pp.21 figs.,22 tabs.Hardcover 











or through your bookseller 
All prices are net-prices subject to local
VAT,e.g.in Germany 7% VAT for books.
Prices and other details are subject to
change without notice.
d&p · 008447_sf1x_1cWirtschaftsdienst 2002 • 11 652
ZEITGESPRÄCH
betrieblichen Ausbildungsplätzen 
kommen. Und der Staat hat die 
Verantwortung für vollzeitschuli-
sche Ausbildung. Schließlich ist es 
keine zukunftstaugliche Lösung, 
die Ausbildungskosten zu privati-
sieren. 
Forderungen an die 
Steuerpolitik
Eine unerlässliche Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Arbeits-
marktpolitik ist jedoch, dass die 
Wirtschafts-, Steuer- und Finanz-
politik konsequenter auf Beschäfti-
gung und nachhaltiges Wachstum 
ausgerichtet wird. Die Strategie 
zur Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte muss konjunkturge-
recht, d.h. antizyklisch gestaltet 
werden. Besonderes Augenmerk 
muss hierbei auf die Europäische 
Union gelegt werden. Dazu gehört 
die Verpﬂ  ichtung der europäischen 
Wirtschaftspolitik einschließlich 
der Geldpolitik auf Wachstum 
und Beschäftigung, eine deutliche 
Anhebung der öffentlichen Investi-
tionen zum Ausbau von Infrastruk-
tur, Forschung und Bildung, eine 
Mindestbesteuerung von Kapital-
gesellschaften, eine Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage bei der 
Gewerbesteuer und eine stärkere 
Besteuerung der Vermögen ge-
nauso wie eine Neuformulierung 
des nationalen und europäischen 
Stabilitätspaktes, um die Konsoli-
dierungsstrategie konjunktur- und 
generationengerecht zu gestalten. 
Auf der Ebene der Unterneh-
mensbesteuerung muss die Regie-
rung die steuerlichen Vorschriften 
zu Unternehmensumstrukturierun-
gen überprüfen und korrigieren, 
insbesondere auch für Banken 
und Versicherungen, um weitere 
Steuereinbrüche bei Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer zu ver-
hindern. Die im Koalitionsvertrag 
angekündigten Steueränderungen 
weisen in die richtige Richtung. 
Zudem fordert der DGB die 
höhere Besteuerung hoher Erb-
schaften. Hier ist nicht die kleine 
Eigenheimerbschaft gemeint, son 
dern ausdrücklich hohe Erb-
schaften. Besondere Beachtung 
verlangt auch die korrekte Er-
fassung der Besteuerung von 
Einkommen aus dem Verkauf von 
Wertpapieren. Hier bietet sich 
nach dem jüngsten Urteil des 
Bundesﬁ   nanzhofes eine an der 
Quelle gezahlte Abzugssteuer an. 
Aus Gründen der Durchsetzung 
der Prinzipien der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit (tra-
gendes Gestaltungselement bei 
der Einkommensbesteuerung und 
der sozialen Gerechtigkeit) muss 
auch unter Beachtung der Recht-
sprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Besteuerung 
des Vermögens wieder eingeführt 
werden. Wir begrüßen ausdrück-
lich eine Bundesratsinitiative mit 
dieser Zielsetzung. Auf europäi-
scher Ebene soll sich die Bundes-
regierung dafür einsetzen, einen 
einheitlichen Mindeststeuersatz für 
Unternehmenserträge etwa nach 
dem Vorschlag der französischen 
Regierung sowie die Schaffung 




Doch nicht allein Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik sind not-
wendige Voraussetzungen für die 
soziale Modernisierung in Deutsch-
land. Dazu zählen genauso Fragen 
der Gleichberechtigung und der 
Bildung. Gerhard Schröder hat in 
seiner Regierungserklärung darauf 
hingewiesen, dass Reformen in der 
Bildungspolitik ganz oben auf der 
Agenda stehen. Dieser Ankündi-
gung müssen jetzt konkrete Taten 
folgen. Die Sicherung des Rechts 
auf Bildung, Chancengleichheit 
und lebensbegleitendes Lernen 
sind die Voraussetzung für die 
nachhaltige Steigerung des ökono-
mischen und sozialen Fortschritts. 
Die zukünftige Regierungspolitik 
wird daran zu messen sein, mit 
welchen konkreten Leistungen sie 
das Bemühen der Länder und der 
Tarifvertragsparteien zur Realisie-
rung solcher Ziele unterstützt. Sie 
muss ein ausreichendes Angebot 
an Ausbildungsstellen garantieren. 
Dazu gehören die Verpﬂ  ichtung 
der Unternehmen, im Rahmen 
des dualen Ausbildungssystems 
ein ausreichendes Ausbildungs-
angebot zu schaffen, ergänzende 
Maßnahmen für nicht versorgte 
Jugendliche, eine breitere Fundie-
rung der Finanzierung von beruﬂ  i-
cher Ausbildung, ebenso wie eine 
gesetzliche Rahmenregelung zum 
lebensbegleitenden Lernen.
Auch auf das Thema Famili-
enpolitik will die Koalition einen 
Schwerpunkt legen. Sie will die 
wirkliche Wahlfreiheit von Frauen 
zwischen Karriere und Kindern. 
Frauen und Männer haben An-
spruch darauf, dass sie ihre beruf-
liche Karriere erfolgreich gestalten 
können, ohne ihre Pﬂ  ichten  als 
Mütter und Väter vernachlässigen 
zu müssen. Deshalb müssen sie 
in der Berufswelt die gleichen 
Chancen haben. Die Politik muss 
diese Ansprüche realisieren helfen. 
Dazu gehört ein ﬂ  ächendeckendes 
Ganztagesangebot für Kinder und 
Jugendliche ebenso wie die ﬁ  nan-
zielle Förderung familiengerechter 
Teilzeitarbeit. Die Finanzierung von 
10 000 Ganztagsschulen durch 
die Bundesregierung ist ein guter 
Anfang. 
Deutschland ist auf dem Weg 
der sozial gerechten Moderni-
sierung. Der Schlüssel für eine 
erfolgreiche Politik ist die Refor-
mierung des Arbeitsmarktes. Die 
Geschäftsgrundlage liegt vor. Jetzt 
heißt es loslegen. 